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N A C H R I C H T E N  

Voranschlag der FMA für 2006 
dem Landtag unterbreitet 
VADUZ - Die Regierung hat den Voran-

| schlag der  Finanzmarktaufsicht (FMA) für j 

das Jahr 2006 zuhanden des Landtags verab- i 

schiedet. Bei budgetierten Gesamtkosten von 
i 6,7 Millionen Franken und Gesamteinnah-
j men  von 2,7 Mio. Franken wird sich der  Lan

desbeitrag an die F M A  für das Jahr 2006 u m  
12 0 0 0  Franken reduzieren. Mit dem Gesetz 
über  die Finanzmarktaufsicht wurden d ie  
Grundlagen geschaffen, eine unabhängige Fi-

i nanzmarktaufsichtsbehörde zu errichten. Die : 
! F M A  nahm ihre Tätigkeit am 1. Januar 2005 j 

! auf. Sie ist eine selbstständige Anstalt des öf- i 
1 fentlichen Rechts mit eigener Rechtspersön-
: lichkeit, und sie finanziert sich aus Aufsichts-
! abgaben und Gebühren und mit einem Lan-
; desbeitrag. Die Kosten der  F M A  für das Jahr ; 

2006 werden sich im Rahmen der  Kosten des ; 
Vorjahres bewegen, mit Ausnahme des Perso-
nalaufwandes. Hier ergibt sich ein Plus von 
445 0 0 0  Franken, d a  für die Bewältigung der  
Aufgaben, die durch das Wachstum des Fi
nanzplatzes angestiegen sind, drei neue Stel
len geschaffen werden müssen. D a  sich das i 
Wachstum des Finanzplatzes aber auch in an
steigenden Einnahmen widerspiegelt p lus  

: 7(X) 0 0 0  Franken gegenüber dem Vorjahr - , 
kann der  Landesbeitrag von 4,09 Mio Fran- i 

ken a u f  4,078 Mio. Franken gesenkt werden. 
Der Eigenfinanzierungsgrad der  FMA steigt 
von 32,8 Prozent auf  39,8 Prozent. (patl) 

Voranschlag des Rundfunks für 
2006 dem Landtag unterbreitet 
VADUZ - Die Regierung hat den Voran
schlag des Liechtensteinischen Rundfunks 
(LRF) für das Jahr 2006 zuhanden des Land
tags verabschiedet. Bei einem Aufwand von 
3,2 Mio. Franken, einem Ertrag von 1,7 Mio. 
Franken und einem Landesbeitrag von 1,3 
Mio. Franken schliesst das Budget mit einem 
Mehraufwand von rund 200 000  Franken ab. 

Seit Anfang 2004 ist Radio Liechtenstein 
ein öffentlich-rechtlicher Radiosender. De r  
Landtag hat d e m  Landessender für die Jahre 
2004 bis 2006 einen jeweils sinkenden Jah
resbeitrag zugesprochen. Trotz Werbeeinnah
men von rund 1,7 Mio. Franken führte die 
operative Tätigkeit von Radio Liechtenstein 
in den Jahren 2004 und 2005 zu Defiziten, die 
durch das Dotationskapital des Landessen
ders getragen werden. Das Budget 2006 baut 
au f  der  Jahresrechnung 2004 und auf  der  vor
aussichtlichen Rechnung für das laufende 
Jahr au f  und ist ausgerichtet au f  die vorgese
henen Aktivitäten und die absehbaren Projek- j 

te. Die Ergebnisse einer Meinungsumfrage, 
die im September durchgeführt wurde, wer
den die Basis für die strukturelle Weiterent
wicklung von Radio Liechtenstein bilden. 
Zudem wird d e m  Landtag ein umfassender , 
Bericht über die Situation und die Entwick
lung des Landessenders vorgelegt. (patl) 

Stellungnahme zum Gesetz über 
die Vermögensverwaltung 
VADUZ - Die Regierung hat eine Stellung
nahme zu den bei der  ersten Lesung der  Ge
setzesvorlage zur Schaffung eines Gesetzes 
über die Vermögensverwaltung aufgeworfe
nen Fragen zuhanden des Landtags verab
schiedet. Die Vorlage zur  Schaffung des Ver
mögensverwaltungsgesetzes wurde positiv 
gewürdigt, Eintreten au f  die Gesetzesvorla- ! 
gen war  unbestritten. j 

Unter  anderem wurde i m  Rahmen d e r  i 
Landtagsdebatte die Frage aufgeworfen, wes- ! 
halb der  Ausnahmetatbestand des Art. 2 Abs. i 

1 Bst. c der  Richtlinie 2004/39/EG über | 
i Märkte für Finanzinstrumente (2. Wertpapier- ! 
! dienstleistungsrichtlinie, 1SD 2-RL, MiFID) 

i nicht übernommen wurde. Die Regierung hält 
in ihrer Stellungnahme dazu fest, dass ein we- j 

I sentlicher Grund zur Schaffung des Vermö- j 
I gensVerwaltungsgesetzes die Möglichkeit sei, I 
| den Berufsstand der  Treuhänder als liechten- j 

steinisches Spezifikum beizubehalten. U m  
| dies zu gewährleisten, ist der  Tätigkeitsbe-
I reich der  Treuhänder von d e m  der Vermö-
i gensverwaltungsgesellschaft strikt zu trennen ; 

und auseinander zu halten. Bei einer Über- ! 
| nähme der  Ausnahmebestimmung würde ge-
j rade eben diese Abgrenzung verloren gehen 
; und eine Vermischung stattfinden. (pafl) 

Keine Abtreibungsfrage 
FBP-Informationsveranstaltung zu Initiative und Gegenvorschlag in Mauren 

MAUREN - «Wir wollen absolut 
nicht einem freien Schwanger
schaftsabbruch zustimmen, 
sondern wir wollen die Mög
lichkeit offen lassen, darüber 
diskutieren und lüsungeh erar
beiten zu können», das sagte 
FBP-Fraktionssprecher Markus 
Büchel gestern Abend an der 
ersten FBP-Informationsveran-
staltung zur kommenden Volks
abstimmung über die Initiative 
«Für das Leben» und den Gegen
vorschlag des Landtages. 

»Martin Fromm«» 

U m  es vorwegzunehmen: Die bei
d e n  Vorschläge hinsichtlich de r  
Verankerung des Lebensschutzes 
und de r  Menschenwürde wurden in 
Mauren  kontrovers diskutiert.  
Mehrheit l ich behielt j edoch  d ie  
Meinung Oberhand, dass die Initia
tive zu absolut formuliert sei und 
keinen Raum mehr für  Lösungen 
biete. FBP-Präsident  Johannes  
Matt sagte dazu, seitens der  Partei 
würde es keine Abstimmungsemp
fehlung geben, weil e s  bei dieser 
Frage u m  einen Gewissensent
scheid jedes Einzelnen gehe. 

Pro- und Kontra-Argumente 
FBP-Fraktionssprecher Markus 

Büchel und der FBP-Abgeordnete 
Rudolf Lampert legten in Mauren 
die Argumente der lnitianten und 
der Gegenseite dar (siehe unten). Es  
sei unbestritten, dass der  Schutz des 
Lebens in die Verfassung gehöre, 

«Ein GtwtsMnsentsdield» (v.l.): FBP-Prüsident Johannes Matt, FBP-Fraktiansspracher Markus Büchel, Orts-
gnippanobmann Gebhard Malin und Vorsteher Freddy Kaiser gastern Abend in Mauren. 

weil so ein Passus in allen ver
gleichbaren Verfassungen zu finden 
sei, betonten die beiden Abgeordne
ten. Die Initiative mit ihrer Formu
lierung werfe jedoch sehr viele Fra
gen auf, so Markus Büchel. Der 
FBP-Fraktionssprecher weiter: 
«Grundsätzlich wollen die lnitianten 
etwas, das auch uns allen a m  Herzen 
liegt. Vom Grundsatz her sind wir 
mit dem Gegenvorschlag des Land
tages auf der  gleichen Linie wie die 
lnitianten, indem der Schutz des 
menschlichen Lebens und die Wür
de der Menschen in der Verfassung 

«Der Gegenvorschlag bedeutet keineswegs eine Befürwortung des 
Schwangerschaftsabbruchs», so der FBP-Abgeordnete Rudolf Lampert. 

verankert werden sollen. Wir aber 
möchten die Frage anders lösen.» 

Gegen Abtreibung 
Aus der Versammlung wurde die 

Meinung geäussert, dass man keine 
Abtreibung zulassen dürfe. Dazu 
stellte Rudolf Lampert klar, dass der 
Gegenvorschlag keineswegs eine 
Befürwortung des Schwanger
schaftsabbruchs bedeute. Und Mar
kus Büchel ergänzte: «Um es klar zu 
sagen: Bei dieser Volksabstimmung 
geht es nicht um ein Ja oder Nein 
zur Abtreibung. Mit dem Gegenvor
schlag wollen wir den Schutz des  
Lebens verbessern, und zwar nicht 
durch Strafen, sondern durch eine 
offene Auseinandersetzung.» 

Sechs Monate Koalition 
Im Rahmen der  Informationsver

anstaltung zog Regierungschef Ot
mar  Hasler Zwischenbilanz der  ers
ten sechs Monate der  Koalitionsre
gierung und stand ausserdem auch 
für Fragen der  Besucher zur Verfü
gung. Es sei wichtig, dass sich die 
ganze Regierung und nicht nur  ein 
Teil davon zu gemeinsamen Zielen 
bekenne, u m  auch schwierige The
men zu einem Erfolg bringen zu 
können, gab der  Regierungschef zu 
bedenken. M a n  dürfe nicht beim 
ersten Windstoss umfallen, sonst sei 

man auch nicht glaubwürdig, be
merkte Hasler beispielsweise im 
Hinblick auf  den anstehenden Kor
rekturbedarf bei den Staatsfinanzen 
oder hinsichtlich der  Reform des  
Gesundheitswesens. 

Debatte um Zuschg-Projekt 
Z u m  Abschluss informierte Vor

steher Freddy Kaiser über aktuelle 
Themen aus dem Gemeinderat. Ein 
Besucher sagte, dass m a n  mit dem 
Projekt «Zuschg» (Zentrumsgestal
tung Schaanwald) vorerst zuwarten 
solle, bis hinsichtlich des Letzetun
nels  Klarheit bestehe. Vorsteher 
Freddy Kaiser bemerkte dazu, man 
dürfe dieses Projekt nicht mit dem 
Letzetunnel verknüpfen. A u f  jeden  
Fall aber werde die Gemeinde dazu 
zu gegebener Zeit eine Gemeinde
abs t immung durchführen,  ver
sprach Freddy Kaiser. 

INFOVERANSTALTUIMG 

Am Sonntag In Ruggell 
RUGGELL - Die nächste 
Informationsveranstaltung der 
FBP zur Initiative uftd den 
Gegenvorschlag findet am kom
menden Sonntag um 19 Uhr im 
Restaurant Rössle in Ruggell 
statt. 

Die Hauptargumente für die jeweiligen Vorschläge im Vergleich 
• Das Überparteiliche Initiativko
mitee «Für das Leben» beabsich
tigt mit seiner Verfassungsinitiati
ve, den Artikel 14 der Verfassung 
zu aktualisieren, in dem festgehal
ten werden soll: «Oberste Aufga
be des Staates ist der Schutz des 
menschlichen Lebens von der 
Empfängnis an bis zum natür
lichen Tod ... ». Das Komitee ist 
der Ansicht, dass der stetige Fürt-
schritt in Wissenschaft und Tech
nik, einhergehend mit der Entste
hung und Entwicklung des 
menschlichen Lebens, gesell
schaftliche Zwänge und Des
orientierung von Einzelnen und 
Gruppen, losgelöst von der christ
lichen Werteordnung den einzel
nen Menschen vermehrt Eingrif
fen und Zugriffen aussetzt Nach 
Meinung der lnitianten .obliegt 
dem Staat die Pflicht, das 
menschliche Leben, das unantast
bare, höchste Gut, zu schützen. 
Sie sind Uberzeugt, dass nach der 

geltenden Verfassung dieser 
Schutz jedoch nicht ausreichend 
garantiert ist. 
, Gefährdet sind ihrer Ansicht 
nach insbesondere: 
• das Leben vom Anfang bis zum 
Ende 
• das der Behinderung, dem Alter, 
der Hilflosigkeit ausgesetzte Le
ben 
• das unheilbarer Krankheit 
unterliegende Leben 
• das durch Manipulation bedroh
te Leben. 

Die lnitianten weisen darauf 
hin, dasa es sich unserLand leis
ten kann und muss.gegen Vorha
ben anzugehen, die dazu beitra
gen, die christliche Werteordnung 
zu untergraben. In einem sozial 
und wirtschaftlich, hoch entwi
ckelten und Überschaubaren Land, 
wie Liechtenstein es ist, müsse 
die Schutzpflicht des Staates für 
jedes menschliche Leben vollum-
fänglich ausser Frage stehen. 

• Nach Auffassung der grossen 
Mehrheit des Landtages ist die 
Formulierung der lnitianten « . . .  
von der Empfängnis bis zum natür
lichen Tod . . .»  einerseits sehr ein
schränkend und andererseits lässt 
sie viele Fragen ungeklärt 
• Durch die Initiative sind The
men wie Schwangerschafts
konflikt, pränatale Diagnostik, 
Stammzellenforschung, Sterbe
hilfe, Menschenwürde, Selbstbe
stimmungsrecht und vieles mehr 
angesprochen. Diese wichtigen 
Themen müssen nach Überzeu
gung der Landtagsmehrheit alle 
einzeln diskutiert, umfassend ge
klärt und ein«- Entscheidung zuge
führt werden. Bei der Initiierung, 
Diskussion und Behandlung der 
einzelnen Themen sollen weiterhin 
alle demokratischen Mittel zur 
Verfügung stehen. Mit dem 
Gegenvorschlag bleibt auch in Zu
kunft Raum, um zeitgemässe An
passungen vorzunehmen. 

• Weiters ist die Landtagsmehr
heit im Gegensatz zu den lnitian
ten der Auffassung, dass der 
Schutz des Lebens und die Men
schenwürde den Grundrechten 
zuzurechnen sind, weshalb diese 
Rechte nicht in das HI. Haupt
stück sondern in das IV. Haupt-
stück der Verfassung eingebettet 
weiden sollen. Der Schutz des Le
bens und der Menschenwürde 
stellen von ihrem Wesen und In
halt her primär Menschenrechte 
beziehungsweise Grundrechte dar. 
Es handelt sich dabei um elemen
tare Rechte des Individuums, die 
typischerweise in internationalen 
und nationalen Menschen- bzw. 
Grundrechtskatalogen verankert 
sind. Die Absicht der lnitianten, 
die Ausgestaltung dieser Rechte 
als Staatsaufgabe im m .  Haupt-
stück der Verfassung anzusiedeln, 
ist ungewöhnlich und widerspricht 
auch klar der Systematik der 
liechtensteinischen Verfassung. 


